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4. Buch des HGB: Handelsgeschäfte

I) Begriffsbestimmung

· § 343 HGB: alle Geschäfte eines Kaufmanns, die zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehören.

· Geschäft = ist jedes rechtserhebliche Verhalten des Kaufmanns

· Kaufmann = Bestimmung nach §§ 1-6 HGB

· Handelsgewerbe = selbständige wirtschaftliche Tätigkeit auf Dauer angelegt, mit Gewinnerzielungsabsicht, nach außen erkennbar, keine freiberufliche Tätigkeit

Betriebszugehörigkeit: man unterscheidet 3 Arten von Handelsgeschäften, die allesamt betriebszugehörig sind:

a) Handelsgrundgeschäfte

( sie machen den Unternehmensgegenstand aus und fallen typischerweise an

b) Handelshilfsgeschäfte

( dienen Aufnahme- ; Fortführung und Beendigung des Handelsgewerbes

( Bsp. Anmieten von Räumlichkeiten; Einstellung von Personal

c) Handelsnebengeschäfte

( fallen gelegentlich an

( Bsp. Erwerb von Dienstfahrzeugen

( § 344 I HGB enthält eine gesetzliche Vermutung dahingehend, daß ein von einem Kaufmann getätigtes Rechtsgeschäft im Zweifel zum Betrieb des Handelsgewerbes gehört. Nach den beteiligten Personen unterscheidet man ein- und zweiseitige Handelsgeschäfte (Handelskauf) § 345 HGB

II) Grundsätzlich kommen Handelsgeschäfte wie alle zivilrechtlichen Verträge durch Antrag und Annahme (2 übereinstimmende Willenserklärungen) zustande. Im HGB haben wir die Besonderheit, dass Schweigen als Zustimmung angesehen wird. In der Praxis haben 2 Fallgruppen diesbezüglich besondere Bedeutung:

1) Schweigen des Kaufmanns auf Anträge § 362 HGB

Fall: A beauftragt regelmäßig die B-Bank für ihn Aktien zu kaufen. Anfang Juni will er 1000 Telekomaktien erwerben und teilt das schriftlich der B mit. Der zuständige Sachbearbeiter hält das für eine unglückliche Idee und reagiert nicht. Schließlich bedeutet Schweigen im Rechtsverkehr nichts. Stimmt das?

Schweigen des Kaufmanns gilt als Annahme, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

a) - Gewerbebetrieb muß Besorgung von Geschäften für andere mit sich bringen 

- Bsp. Banken, Versandhäuser, Kommissionäre, Spediteure

b) - Geschäftsverbindung zwischen Antragenden und Kaufmann

c) – Antrag muß sich auf übliches Geschäft des Kaufmanns beziehen

ODER: § 362 I 2 HGB: Kaufmann hat sich erbeten, Geschäft zu tätigen und dann geht Antrag zu

( sind diese Voraussetzungen gegeben, bedeutet Schweigen Annahme. Will der Kaufmann dem Antrag nicht Folge leisten, muß er unverzüglich (das bedeutet: nach maximal 3 Tagen lt.Rechtssprechung) widersprechen 

2) -      Schweigen auf ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben, 

· § 346 HGB regelt nur allgemein, welche Bedeutung einem Handelsbrauch zukommt. Über kaufmännisches Bestätigungsschreiben ist nichts zu finden.

· Voraussetzung für Vorliegen eines kaufmännischen Bestätigungsschreiben:

a) Absender/ Empfänger müssen Kaufleute sein oder in kaufmännischem Umfang am Rechtsverkehr teilnehmen; z.B. Makler, Architekten, Steuerberater

b) Schreiben wird ein unmittelbaren Anschluß an Vertragsschluß abgesendet

c) Schreiben muß die wesentlichen Inhalte des Vertrages widergeben

d) Absender darf nicht bewußt von Vertragsinhalt abweichen

e) Widerspricht der Empfänger dem unbewußten Abweichungen im Schreiben nicht unverzüglich, gilt sein Schweigen als Zustimmung zu den Abweichungen und der Vertrag ändert sich auf abweichende Bedingungen. Als Grenze für die Abweichungen hat die Rechtssprechung eine 10%- Grenze festgelegt.

Beispiel:

1) Vertragsabschluß per Telefon über:

( 20 Rollen Teppich

( Farbe „eisblau“

( Preis pro Rolle 268,00 EURO

2) Bestätigungsschreiben vom Teppichhändler enthält:

( 20 Rollen Teppich

( Farbe „hellblau“

( Preis pro Rolle 286,00 EURO

Teppichverkäufer gegen Hotelbesitzer: (§ 433 II BGB)

· ursprünglich war Vertrag, wie unter 1) aufgeführt, zustande gekommen

· sollte eine Vertragsänderung vorliegen, muß ein echtes kaufmännisches Bestätigungsschreiben gegeben sein

Voraussetzungen:

a) Absender/ Empfänger sind Kaufleute (§§ 2,6 HGB)

b) Schreiben wird unmittelbar nach Vertragsabschluß (2 Tage später) abgeschickt

c) Der Sachverhalt enthält keine Angaben über ein bewußtes Abweichen von Vertragsinhalt durch den Absender

d) Schreiben gibt wesentliche Inhalte des Vertrags, aber modifiziert (Farbe, Preise), wider

e) Hotelbesitzer liest und reklamiert erst nach einer Woche das Bestätigungsschreiben (unverzüglich fehlt)

ea) Preis: 286,00 EURO anstelle von 268,00 EURO ist zu tolerieren, weil Abweichung geringer als 10%

eb) farbliche Abweichung ist Geschmackssache

III) Erweiterter Gutglaubensschutz § 366 HGB (erweitert § 932 BGB)

· BGB; Eigentumserwerb von einer Person, die weder Eigentümer noch zur Veräußerung befugt ist, ist zulässig, wenn

( der Erwerber gutgläubig ist hinsichtlich der Eigentümerposition des Veräußerers

( Sache darf wahrem Eigentümer nicht abhanden gekommen sein (gestohlen oder verloren)

· Erweiterung in § 366 HGB: es reicht aus, wenn Erwerber glaubt, Veräußerer sei zwar nicht Eigentümer, aber zur Verfügung befugt

( Sonderregel zum Gutglaubensschutz, bezieht sich vor allem auf Kommissionäre
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